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Pflegebedürftigkeit als gesellschaftliches Problem

Pflegebedürftigkeit ist ein soziales Risiko. Wer davon betroffen wird, ist in der Regel finanziell nicht in der Lage, die anfallenden Kosten zu tragen. Das Risiko Pflegebedürftigkeit realisiert sich vor allem im Alter im Zeitabschnitt kurz vor dem Tod. Der kontinuierliche Anstieg der Lebens​erwartung bei Frau und Mann trägt deshalb in erster Linie dazu bei, dass es immer mehr Pflegefälle bei den Betagten gibt. Der medizinische Fortschritt produziert aber auch bei der jüngeren Generation immer mehr Pflegefälle. Schwerste Verletzungen nach einer Geburt, einer Krankheit oder einem Unfall führen nicht mehr zwangsläufig zum Tod. Der Betroffene überlebt die Folgen zwar dank der Spitzenmedizin, bleibt aber oft für sein gesamtes Leben schwerst​pflege​bedürftig. Die veränderten Sozial​strukturen, insbesondere die zunehmende Tendenz zu Kleinst​haus​halten und die steigende Erwerbstätigkeit der Frauen, tragen schliesslich dazu bei, dass der Pflegebedürftige nicht mehr von Angehörigen unentgeltlich betreut werden kann, sondern für teures Geld Dritthilfe in Anspruch nehmen muss. Die Pflegebedürftigkeit wird sich daher im Verlauf der nächsten Jahre zu einem zentralen gesellschaftlichen Problem entwickeln. 

Keine eigenständige Pflege​versicherung

Die Schweiz kennt keine eigenständige Pflegeversicherung. Das heisst aber nicht, dass das Risiko der Pflegebedürftigkeit leistungsrechtlich irrelevant ist. Die Sozialversicherungen des Bundes (IV, AHV, Unfall- und Krankenversicherung, Ergänzungsleistungen) sehen unterschiedliche Pflegeversicherungsleistungen vor
. 

Die Hilflosenent​schä​digung (AHV, IV sowie Unfall- und Militärversicherung)
 und die Betreuungsgutschriften der AHV
 sind die zentralen Pflegeversicherungsleistungen. Bei der Hilflosenentschädigung besteht ein unterschiedliches Leitungsniveau. Pensionierte Personen erhalten erst bei einer mittleren oder schweren Hilflosigkeit eine Entschädigung, die sich zudem betragsmässig von der Hilflosenentschädigung der IV und der Unfallversicherung unterscheidet, während für Kinder und Jugendliche in der IV Schwerstpflegezuschläge vorgesehen sind
. 

Uneinheitliche Versicherungsdeckung der Spital-, Heim-, Spitex- und Angehörigenpflege

Daneben wird das Risiko Pflegebedürftigkeit aber von den anderen Versicherungsleistungen, insbesondere dem Heilbehandlungsanspruch der Kranken- und Unfallversicherung, ebenfalls gedeckt. Eine Analyse des bestehenden Systems zeigt, dass das Leistungs​niveau je nach Sozialversicherungsbereich sehr unterschiedlich ist und zudem von der Pflegeform abhängt. Spital-, Heim-, Spitex- und Angehörigenpflege sind deshalb bei einem Unfall oder einer Krankheit nicht mit identischen Leistungen verbunden. 

Die Spitalpflege ist in der Kranken- und Unfallversicherung zwar zeitlich unbefristet und zudem voll gedeckt
, setzt aber eine medizinische Spitalbedürftigkeit voraus. Benötigt der Pflegebedürftige keine Spitalpflege, befindet sich aber aus anderen Gründen gleichwohl im Spital (sog. soziale Spitalbedürftigkeit), endet die Leistungspflicht der obligatorischen Kranken- bzw. Unfallversicherung nach einer einmonatigen Übergangsfrist, in welcher der Betreffende in ein Pflegeheim umplatziert werden muss
.  

Bei einer Heimpflege, die wie die Spitalpflege mehrere Tausend Franken pro Monat kosten kann, sind im Bereich der Krankenversicherung nur die Pflege​leis​tun​gen versichert, die auch im Spitexbereich gewährt werden, nämlich Behandlungs- und Grundpflege, nicht aber Betreuung oder hauswirtschaftliche Leistungen
. Im Unterschied zur Spitexpflege gilt bei der Heimpflege ein Tarifsystem mit Tages- und nicht Stundenansätzen
. Bei Schwerstpflegebedürftigen bedeutet dies, dass die Heimpflege den Krankenversicherer billiger zu stehen kommt und deshalb die Wirtschaftlichkeit der Spitexpflege hinterfragt wird. 

Die Ange​höri​gen​pflege ist mehr als nur widersprüchlich geregelt. Obwohl volkswirtschaftlich am günstigsten besteht im Bereich der Krankenversicherung keine Leistungspflicht
. Diese setzt voraus, dass der pflegende Angehörige anerkannter Leistungserbringer ist
 oder von einer Spitexorganisation angestellt wird
. In diesem Fall erhält der pflegende Angehörige zwar von der Krankenversicherung keine Entschädigung, dafür aber von der Spitexorganisation einen Lohn. In der Unfall-, Invaliden- und der Militärversicherung demgegenüber ist die Angehörigenpflege versichert
. In der Unfallversicherung hängt die Versicherungsdeckung vom Umstand ab, ob die primäre Behandlung abgeschlossen ist
. Zudem besteht die Leistungspflicht nur für eigentliche Behandlungspflege
. 

Ab​gerundet wird dieses «expressionistische» Gemälde durch die subsi​diäre Leistungspflicht der Ergänzungsleistungen und des kantonalen Sozial​hilfe​rechts, die ebenfalls eigen​willige Farbtupfer setzen
. Das Tüpfelchen dieses Gemälde machen die mit dem Neuen Finanzausgleich kantonalisierten Bau- und Betriebsbeiträge für Heime und Spitexorganisationen aus. 

Sozialversicherungsrechtliche und volkswirtschaftliche Wirtschaftlichkeit

Die einschlägigen Sozialversicherungsgesetze machen die Leistungspflicht von der Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit abhängig
. Wie bereits angetönt ist die Leistungspflicht der Sozialversicherer, vor allem bei der Heim- und Spitexpflege, durch Rahmentarife begrenzt. Die Krankenversicherer müssen nur die tariflichen Kosten, nicht aber die Vollkosten übernehmen. Regelmässig stellen sich die Versicherer deshalb auf den Standpunkt, dass die (volkswirtschaftlich teurere) Heimpflege zweckmässiger bzw. wirtschaftlicher sei als die (volkswirtschaftlich billigere) Spitexpflege. 

Das EVG XE "EVG"  hatte deshalb in jüngster Zeit mehrfach Gelegenheit, das Verhältnis zwischen der Spitex- XE "Spitex"  und der Heimpflegebedürftigkeit XE "Heimpflegebedürftigkeit"  zu bestimmen
. Für die Beurteilung der Zweckmässigkeit XE "Zweckmässigkeit"  massgeblich sind nicht nur die medizinischen, sondern auch die individuellen Verhältnisse des Versicherten. Dazu zählen nach der Rechtsprechung XE "Rechtsprechung"  insbesondere: 

• 
grundrechtlich XE "grundrechtlich"  geschützte Interessen
,

• 
die Gefahr XE "Gefahr"  einer erheblichen Einbusse an Lebensqualität XE "Lebensqualität" 
, 

• 
eine Beeinträchtigung XE "Beeinträchtigung"  der bisherigen bzw. künftigen Berufsausübung XE "Berufsausübung"  oder Ausbildung XE "Ausbildung" 
,

• 
eine drohende Verschlechterung XE "Verschlechterung"  des körperliche und psychische Zustandes
,

• 
Familienverhältnisse XE "Familienverhältnisse" 
, 

• 
der Verlust eines sprachlich-kulturell intakten Umfeldes
,

• 
die Beeinträchtigung XE "Beeinträchtigung"  einer langfristigen Therapiekonstanz XE "Therapiekonstanz" 
.

Die Wirtschaftlichkeit wird vom EVG nicht dann bejaht, wen die fragliche Pflegeform sie billigste ist. Massgeblich ist vielmehr, XE "billigste Pflegeform"  dass im Hinblick auf die Zweckmässigkeit XE "Zweckmässigkeit"  nicht ein «grobes Missverhältnis» XE "grobes Missverhältnis"  zwischen den Spitex- und den Heimpflegekosten be​steht
. Die Rechtsprechung XE "Rechtsprechung"  hat es abgelehnt, eine prozentuale Obergrenze XE "Obergrenze"  festzu​setzen, bei der automatisch von einem groben Missverhältnis XE "groben Missverhältnis"  auszugehen wäre
. Als wirtschaftlich wurden Spitex​kos​ten XE "Spitexkosten"  bezeichnet, die 35 bzw. 37%
, 200%
, 350%
 bzw. 400%
, nicht aber sol​che, die 500%
 der Heimpfle​ge​kosten ausmachen
. Nicht schützenswert ist der blosse Wunsch, weiterhin in der privaten Wohnung verbleiben zu können, wenn die Spitexkosten XE "Spitexkosten"  das Drei- bis Vierfache der Pflegeheimkosten betragen
.
Grundlegende Pflegeversicherungsreform ist zwingend

Die Uneinheitlichkeit und Komplexität des schweizerischen Pflegeversicherungssystems verlangt dringend nach einer grundlegenden Reform. Es ist dabei letztlich egal, ob man eine eigenständige Pflegeversicherung einführt oder die jetzt schon bestehenden Pflegeversicherungsleistungen innerhalb eines bestehenden Systems, z.B. der Krankenversicherung, vereinheitlicht. Wichtig ist nur, dass ein System geschaffen wird, das allen Pflege​be​dürfti​gen gleiche Versicherungsleistungen gewährt und ihnen die Möglichkeit gibt, die Pflegeform selbst zu wählen. Damit dieses Postulat verwirklicht werden kann, ist vom derzeitigen Mischsystem abzukommen und statt der Objekt- eine ausschliessliche Subjektfinan​zierung vorzusehen. 

Angestrebt werden sollte ein Leistungsniveau, das nicht zu einer Sozialhilfeabhängigkeit der pflegebedürftigen Personen führt. Volkswirtschaftlich macht es dabei am meisten Sinn, die Pflegeformen zu fördern, die am billigsten sind. Man sollte daher möglichst wegkommen von der teuren institutio​nalisierten Spital- und Heimpflege und Anreize für eine ver​mehrte Hauspflege schaffen. Das setzt aber letztlich nicht nur eine Reform des Leistungsrechts, sondern ein Umdenken in allen Belangen voraus. Wer z.B. nicht zu Hause gepflegt werden kann, weil die Wohnung nicht rollstuhlgängig ist oder die Spitex nur zu bestimmten Zeiten zur Verfügung steht, der muss, obwohl es wenig Sinn macht, ins Heim. Bund und Kantone müssen deshalb die Pflegeproblematik ganzheitlich angehen. Die derzeitigen Reformschritte sind wenig ermutigend. Die «Neuordnung der Pflegefinanzierung»
 ist nicht der grosse Wurf, sondern bezweckt eine Verkomplizierung bzw. Verlagerung der Kosten weg von der Krankenversicherung.




� Statt vieler Landolt Hardy, Das soziale Pflegesicherungssystem. Eine Darstellung der sozialen Pflegeleistungen des Bundes und der Kantone unter besonderer Berücksichtigung der Spital-, Heim- und Hauspflegeleistungen, Bern 2002, und Derselbe, Pflegebedürftigkeit im Spannungsfeld zwischen Grundrechtsschutz und Kosteneffizienz, in: SZS 2002, S. 97 ff.


� Vgl. Art. 26 f. UVG, Art. 43bis AHVG, Art. 42 ff. IVG und Art. 20 MVG.


� Vgl. Art. 29septies AHVG. 


� Vgl. Art. 39 IVV.


� Vgl. Art. 25 Abs. 2 lit. a und e KVG sowie Art. 10 UVG.


� Vgl. BGE 124 V 362 = RKUV 1999, S. 31 E. 2c.


� Vgl. Art. 7 KLV.


� Vgl. Art. 9a Abs. 2 KLV.


� Vgl. BGE 126 V 330 = RKUV 2000, S. 288 E. 1b.


� Nach Art. 49 KVV haben anerkannte Pflegefachpersonen das Diplom einer Schule für Gesundheits- und Krankenpflege, das von einer von den Kantonen gemeinsam bezeichneten Stelle anerkannt oder als gleichwertig anerkannt worden ist, oder ein nach dem Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die Berufsbildung anerkanntes Diplom, und eine zweijährige praktische Tätigkeit bei einer Pflegefachperson, die zugelassen ist, oder in einem Spital oder einer Organisation der Krankenpflege und Hilfe zu Hause unter der Leitung einer Pflegefachperson, die oder der die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. (siehe BGE 126 V 334 E. 3c). Ein 60-stündiger Pflegerinnen-Kurs des Schweizerischen Roten Kreuzes und eine Teilausbildung an der Städtischen Krankenpflegeschule genügen nicht (Urteil EVG vom 05.09.2000 [K 62/00 Vr] E. 2).


� Einzelne Kantone sehen in ihrem Spitexrecht vor, dass pflegende Angehörige von anerkannten Spitex-Organisationen als Arbeitnehmer anzustellen sind bzw. Beiträge bezahlt werden (siehe z.B. § 11 Spitexgesetz BS). Mit diesen Bestimmungen wird der vom KVG offensichtlich angestrebte Ausschluss nicht anerkannter Leistungserbringer, insbesondere der Angehörigenpflege, umgangen, weshalb sich die Frage stellt, ob solche kantonalen Vorschriften bundesrechtswidrig sind. Art. 51 KVV lässt zwar Raum für die Beschäftigung von Laienpersonal durch Spitex-Organisationen. Das EVG hat in BGE 126 V 334 E. 3c aber festgehalten, dass eine fehlende Zulassung nicht durch den Umstand ersetzt wird, dass die Entlöhnung über die Spitex-Organisation läuft, was bedeuten würde, dass die kantonalen Bestimmungen nicht zulässig wären.


� Vgl. Art. 10 Abs. 3 UVG i.V.m. 18 UVV sowie Art. 16 MVG


� Vgl. Art. 21 Abs. 1 UVG.


� Vgl. BGE 116 V 47 E. 5.


� Pflege- und Betreuungsleistungen sind gemäss der SKOS-Richtlinie situationsbedingte Kosten. Im Gegensatz zum deutschen Sozialhilferecht ist im schweizerischen Sozialhilferecht unklar, ob bei einer Angehörigenpflege Anspruch auf Ersatz des Erwerbsausfalles besteht. Der Regierungsrat des Kantons St. Gallen hat am 9. Januar 1996 entschieden, dass für die Pflege und Betreuung durch im gleichen Haushalt lebende Familienmitglieder kein Anspruch auf einen sozialhilferechtlichen Pflegebeitrag besteht, wenn nicht mehr Betreuung und Pflege erbracht wird, als von einer im gemeinsamen Haushalt lebenden Tochter aus familiären und moralischen Rücksichten erwartet werden darf (ZöF 1996, S. 161).


� Vgl. Art. 56 KVG und Art. 54 UVG.


� Grundlegend BGE 126 V 334 ff. und ferner � ADDIN ENRfu ��Landolt, H. (2002) Pflegebedürftigkeit im Spannungsfeld zwischen Grundrechtsschutz und Kosteneffizienz, in: SZS 2002/2, 97 ff.�


� Vgl. z.B. BGE 126 V 334 E. 2d und Urteile EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 59/00) E. 2d und vom 22.09.2000 (K 52/99) E. 2d.


� Vgl. BGE 126 V 334 E. 3a.


� Vgl. BGE 126 V 334 E. 3a und Urteil EVG� XE "EVG" � vom 05.10.2000 (K 66/00) E. 3b (Jus-Studium ist gemäss EVG nur bei einer Spitexpflege� XE "Spitexpflege" � möglich).


� Vgl. BGE 126 V 334 E. 3a und Urteil EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 59/00) E. 3a, wo eine «erhebliche» Verschlechterung� XE "Verschlechterung" � verlangt wird.


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 52/99) E. 3a (Mutter� XE "Mutter" � von drei Kindern).


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 52/99) E. 3a.


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 52/99) E. 3a.


� Vgl. BGE 126 V 334 E. 3b.


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 25.05.2001 (K 161/00) E. 4c, wo das EVG eine fixe Kostengrenze von 20% abgelehnt hat.


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 25.05.2001 (K 161/00) E. 4c.


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 59/00) E. 3b.


� Vgl. BGE 126 V 334 E. 3b (der Kostenunterschied wurde als im oberen Rahmen des Vertretbaren liegend bezeichnet).


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 05.10.2000 (K 66/00) E. 3d (allerdings Rückweisung zur genauen Abklärung� XE "Abklärung" � des versicherten Pflegeaufwandes).


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 18.12.1998 (K34/98) = RKUV 1999, S. 64 = SVR 2000 KV� XE "KV" � Nr. 9 E. 4b.


� In Urteil EVG� XE "EVG" � vom 22.09.2000 (K 52/99) E. 3b wurde zwar die Zweckmässigkeit� XE "Zweckmässigkeit" � der Spitexpflege� XE "Spitexpflege" � bei einer Tetraplegie� XE "Tetraplegie" � bejaht, der Fall aber betreffend Überprüfung der Wirt�schaf�t�lichkeit� XE "Wirtschaftlichkeit" � der geltend gemachten Erhöhung der Spitexpflege von 90 auf insgesamt 420 Stunden pro Quartal� XE "Quartal" � an die Vorinstanz zurückgewiesen.


� Vgl. Urteil EVG� XE "EVG" � vom 05.10.2000 (K 61/00).


� Siehe dazu �HYPERLINK "http://www.admin.ch/ch/d/ff/2005/index0_10.html"��Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBl 2005, S. 2033)�. Ferner http://www.parlament.ch/afs/data/d/gesch/2005/d_gesch_20050025.htm.





